
BUNDESGERICHTSHOF

V ZR 232/97 BESCHLUSS
vom

26. März 1998 

in dem Rechtsstreit

Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein
BGHR: ja

EGBGB 1986 Art. 233 § 11 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3,
§ 12 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3

Ein selbst nicht zuteilungsfähiger Erbe eines Begün­
stigten aus der Bodenreform kann die Auflassung ei­
nes landwirtschaftlich genutzten Grundstücks gemäß 
Art. 233 § 11 Abs. 3 EGBGB an einen nach Art. 233 
§ 12 Abs. 2 Nr. 2 EGBGB besser Berechtigten auch 
dann nicht verweigern, wenn zwar bei Ablauf des 
15. März 1990, nicht jedoch bei Beginn des 22. Juli 
1992 ein zuteilungsfähiger Erbe des im Grundbuch 
eingetragenen Begünstigten aus der Bodenreform vor­
handen war. Das gilt auch dann, wenn der Erbe den 
zwischen dem 15. März 1990 und dem 22. Juli 1992 
Verstorbenen beerbt hat und in dieser Eigenschaft 
Erbeserbe des Eingetragenen ist.
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 26. März 1998 durch den Vizepräsidenten 
Prof. Dr. Hagen und die Richter Dr. Wenzel, Tropf, 
Prof. Dr. Krüger und Dr. Klein

beschlossen:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
der 11. Zivilkammer des Landesgerichts Leip­
zig vom 17. Juni 1997 wird nicht angenommen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Revisions­
verfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 66.508 DM.

G r ü n d e

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung. Die 
Entscheidung ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz. Die Re­
vision hat deshalb im Endergebnis auch keine Aussicht auf Er­
folg.

I.

Bei Ablauf des 15. März 1990 war der am 30. August 1947 
verstorbene Vater des Beklagten als Eigentümer zweier Grund­
stücke aus der Bodenreform im Grundbuch eingetragen. Er war 
vom Beklagten und dessen Mutter beerbt worden. Die Mutter des 
Beklagten verstarb am 10. Oktober 1991. Im Gegensatz zum Be-
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klagten war sie zuteilungsfähig im Sinne von Art. 233 § 12 
Abs. 3 EGBGB. Der Beklagte wurde auch ihr Erbe.

Mit der Klage hat der Freistaat Sachsen die Verurteilung 
des Beklagten zur Auflassung eines der beiden Grundstücke und 
zur Bezahlung des Verkehrswertes des anderen verlangt. Das 
Landgericht hat den Beklagten antragsgemäß verurteilt. Hier­
gegen richtet sich seine Sprungrevision.

II.

Die Revision ist nicht anzunehmen.

Ein selbst nicht zuteilungsfähiger Erbe eines Begünstig­
ten aus der Bodenreform kann die Auflassung eines landwirt­
schaftlich genutzten Grundstücks gemäß Art. 233 § 11 Abs. 3 
EGBGB an einen nach Art. 233 § 12 Abs. 2 Nr. 2 EGBGB besser 
Berechtigten auch dann nicht verweigern, wenn zwar bei Ablauf 
des 15. März 1990, nicht jedoch bei Beginn des 22. Juli 1992 
ein zuteilungsfähiger Erbe des im Grundbuch eingetragenen Be­
günstigten aus der Bodenreform vorhanden war. Das gilt auch 
dann, wenn der Erbe den zwischen dem 15. März 1990 und dem 
22. Juli 1992 Verstorbenen beerbt hat und in dieser Eigen­
schaft Erbeserbe des Eingetragenen ist.

Die Rechtsstellung der Begünstigten aus der Bodenreform 
war nicht vererblich. Ihre Erben hatten nicht mehr als eine 
tatsächliche Aussicht darauf, daß der Rat des Kreises die dem 
Begünstigten aus dem Bodenfonds zugewiesenen Grundstücke nach 
dessen Tod einem von ihnen übertragen werde (Senat, BGHZ 132, 
71, 73). Nach der Aufhebung der Besitzwechselverordnung mit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Ablauf des 15. März 1990 durch das Gesetz über die Rechte der 
Eigentümer von Grundstücken aus der Bodenreform vom 6. März 
1990 (GBl I S. 134) kam die Übertragung der einem verstorbe­
nen Begünstigten zugewiesenen Grundstücke auf einen Erben 
durch den Rat des Kreises nicht mehr in Betracht. Damit ent­
stand die Frage, was mit den Grundstücken aus der Bodenreform 
zu geschehen hatte, soweit der Begünstigte vor Ablauf des 
15. März 1990 verstorben und die Übertragung der ihm aus dem 
Bodenfonds zugewiesenen Grundstücke auf einen Erben unter­
blieben war. Diese Frage ist in Art. 233 § 11 Abs. 2 Nr. 2, 
Abs. 3, § 12 Abs. 2 bis 5 EGBGB geregelt.

Die Regelung besteht darin, daß das Eigentum an den dem 
Begünstigten aus dem Bodenfonds zugewiesenen Grundstücken auf 
den Erben des im Grundbuch eingetragenen Verstorbenen kraft 
Gesetzes überging. Das Eigentum konnte dabei nur auf diejeni­
gen Erben des Begünstigten übergehen, die bei Inkrafttreten 
des II. Vermögensrechtsänderungsgesetzes am 22. Juli 1992 
lebten (OLG Naumburg, VIZ 1995, 472, 473; Keller, VIZ 1993, 
190, 191; Boehringer, VIZ 1993, 195, 196).

Der kraft Gesetzes eingetretene Eigentumserwerb ist vor­
läufiger Art (BGH, Urt. v. 1. Juni 1994, XII ZR 241/92, ZIP 
1994, 1222, 1224; Begründung des Regierungsentwurfs, BT- 
Drucks. 12/2944 S. 46). Er bedeutet nicht, daß ein übertrage­
nes Grundstück den Erben oder einem von ihnen auch zu ver­
bleiben hat (Horn, Das Zivil- und Wirtschaftsrecht im neuen 
Bundesgebiet, 2. Aufl., § 12 Rdn. 61; Boehringer, Rpfleger 
1993, 89, 90; Keller, VIZ 1990, 190, 193).

Hierüber ist nach Art. 233 § 12 Abs. 2 bis 5 EGBGB zu 
entscheiden. Ein hiernach Berechtigter kann gemäß Art. 233
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§ 11 Abs. 3 EGBGB Auflassung verlangen, sofern der Erbe nicht 
selbst besser berechtigt ist als der Anspruchsteller. Gegen­
stand des Auflassungsanspruchs ist das gemäß Art. 233 § 11 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Fall 1 EGBGB mit Beginn des 22. Juli 1992 
vom Erben erworbene Eigentum. Dieses ist mit dem Auflassungs­
anspruch aus Art. 233 § 11 Abs. 3 Satz 1 EGBGB belastet. Das 
Inkrafttreten des II. Vermögensrechtsänderungsgesetzes be­
stimmt damit sowohl den Zeitpunkt des Erwerbs des Eigentums 
als auch den Zeitpunkt des Entstehens des Auflassungsan­
spruchs. Der Auflassungsanspruch konnte daher nur in einer 
Person entstehen, die am 22. Juli 1992 lebte. Eine Anwart­
schaft oder eine Aussicht auf Erwerb des Anspruchs auf Auf­
lassung bestand bis zum Ablauf des 21. Juli 1992 nicht. Der 
Frage der Zuteilungsfähigkeit am 15. März 1990 kann daher nur 
insoweit Bedeutung zukommen, als von ihr die Berechtigung des 
Anspruchstellers nach Art. 233 § 12 Abs. 3 EGBGB abhängt.

Hagen
Krüger

Wenzel
Klein

Tropf


	BUNDESGERICHTSHOF

	I.



